
143~{· d B -I ~ - F k 11 er. el agen zu uen stenograph~schen 'roto o .. en des 

Bundesrates . ~ 

B e r ich t 

des \-lirtschaftsausschusses 

über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 3·Juli 1975 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die Straßenverkehrsordnung 

1960 geändert \'lirQ (5. StVO-Novel1e) 

Um die derzeit geltende allgemeine Geschwindigkeitsbe­

schränkung für Freilandstraßen, die sich obne Zweifel bewährt 

und eine deutliche Senkung der Zahl der Straßenverkehrsunfälle~ 

insbesondere aber eine Verringerlmg der Schwere der Unfalls-

folgen gebracht hat, in eill':lBndfreie:r::- I'leise gesetzlich zu fun-

dieren, soll mit dem vOl.~liegenden Gesetze~;-beschluß des National­

rates diese allgemeine GeschwindigkeitsbeschränluLTlg lill Gesetz 

selbst verankert werden. 

Der lrJirtschaftsausschuß hat die gegenständliche Vorlage in 

seiner Sitzung vom 8. Juli 1975 in Verhan.dlung genomm.en und ein­

stimmig beS'chlossen~ dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein-­

spruch zu erheben .. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirtschaftsausscln'..3 

somit den Antrag, der Bundesrat wolle besehließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom '.Juli '1975 
'betreffend ein Bundesgesetz ~ mit dem die StrD.ßenverkehrsordnung 

1960 geändert v/ird (5. StVO-Novelle), wird kein Einspruch erhoben .. 

!'layer 

Berichterstatter 

\Jien, am 8. Juli 1975 

Dro H e ger 

Obmann 
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